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Familienverhältnissen durchaus nicht lebensfremd ist, 
durfte das Kreisgericht nicht zu einer gegenteiligen Feststel­
lung gelangen. Dafür gab die zusätzliche Erklärung der Zeu­
gin keine Berechtigung, wonach ihr klar gewesen sei, daß den 
Pkw auch die anderen Familienmitglieder mit benutzen könn­
ten; denn damit wird nur wiedergegeben, was allenthalben 
der Fall ist, daß nämlich in aller Regel Personenfahrzeuge in­
nerhalb einer Familie unabhängig vom Eigentumsrecht von 
allen Familienangehörigen benutzt und von denjenigen, die 
dazu die erforderlichen Voraussetzungen haben, auch selbst 
gefahren werden. Von einer gemeinsamen Benutzung des 
Pkw auf gemeinsames Eigentum zu schließen; ist damit an­
gesichts der eindeutigen Erklärung der Schenkerin unberech­
tigt.

Das Kreisgericht konnte seine Feststellung auch nicht auf 
die Erklärung der. Zeugin W. stützen. Diese Zeugin hat zwar in 
ihren beiden Vernehmungen erklärt, daß es sich bei dem 
Geld für den Pkw um ein Familiengeschenk gehandelt habe. 
Aus den zusätzlichen Angaben folgt aber, daß. sie sich bei 
dieser Erklärung nicht auf entsprechende konkrete Bekun­
dungen der Schenkerirr oder auf ihr Wissen über den. Ablauf 
des Schenkungsvorgangs berufen kann, sondern daß es sich 
dabei um ihre eigene Schlußfolgerung handelt, die sie aus 
dem. ihr bekannten allgemeinen Verhalten der Schenkerin 
gezogen hat. Das ergibt sich daraus, daß sie ihrer o. g. Aus­
sage hinzugefügt hat: „Ich habe nicht gehört, daß mein ge­
schiedener Mann dieses Geld allein erhalten soll. Es war im­
mer so, daß meine Schwiegermutter uns alles gemeinsam 
geschenkt hat“ und: „Audi nach der Trennung vom Kläger 
hat die Schwiegermutter nie gesagt, daß das ein Geschenk 
nur für den Kläger warlbzw. die Nutzung untersagt.“

Diese Aussage steht damit bis auf die eigene Schlußfolge­
rung der Zeugin W., die allerdings beweisrechtlich keine selb­
ständige Bedeutung hat, nicht im Gegensatz zur Erklärung 
der Zeugin A. Aus der Aussage der Zeugin W. geht lediglich 
hervor, daß sie über den oder die Empfänger der Schenkung 
positiv nichts weiß. Es ist ein Fehlschluß, aus diesem Nicht­
wissen abzuleiten, daß die Schenkung zugunsten der Familie 
erfolgt und damit die entgegengesetzte Aussage der Schen­
kerin selbst unwahr sei.

Das Kreisgericht hätte deshalb auf der Grundlage des Be­
weisergebnisses zu der Feststellung gelangen müssen, daß das 
Geld für den Ankauf des Pkw allein dem Kläger geschenkt 
worden ist. Es hätte demzufolge den Verklagten verurteilen 
müssen, dem Kläger gemäß §§ 356, 357 ZGB in voller Höhe 
des Zeitwerts des Pkw Wertersatz zu leisten, weil der Ver­
klagte das Eigentum am Pkw zum materiellen Nachteil des 
Klägers erworben hat.

Soweit es die strittige Frage betrifft, auf welchen Zeit­
punkt bezogen der Zeitwert zu ermitteln ist, ist, von § 357 
Abs. 1 und 2 ZGB auszugehen. Es kommt" damit auf den Zeit­
punkt an, zu dem der Verklagte wußte oder wissen mußte, 
daß er das Eigentum am Pkw erlangt hat, ohne daß er im 
Verhältnis zum Kläger hierauf einen Anspruch hatte. Das 
ist der Zeitpunkt der Beendigung der Möglichkeit der Mitbe­
nutzung des Pkw durch den Kläger, denn bis dahin durfte 
der Verklagte annehmen, daß die Eigentumsfrage im Ver­
hältnis zwischen ihm und dem Kläger bedeutungslos sei. 
Nachdem jedoch dem Kläger die Mitnutzung unmöglich 
wurde, konnte er nicht mehr davon ausgehen, daß er berech­
tigt aus Mitteln des Klägers Eigentum am Pkw erworben 
hat.

Diesen Zeitpunkt hat das Kreisgericht verfahrensrechtlich 
einwandfrei mit Ende 1985 bestimmt. Es ist richtig davon aus­
gegangen, daß die Behauptung des Klägers nicht bewiesen ist, 
daß er bereits seit Ende 1983 den Pkw nicht mehr mit nutzen 
konnte. Die eindeutige Aufklärung dieser Frage im Sinne der 
Behauptung des Klägers ist nicht möglich, so däß auf der 
Grundlage des vom Kläger zu tragenden Beweisrisikos von 
der vom Kreisgericht getroffenen Feststellung auszugehen ist. 
Das bedeutet, daß der Entscheidung der Zeitwert des Pkw be­
zogen auf Ende 1985/Anfang 1986 zugrunde zu legen ist. Die 
Prozeßparteien haben übereinstimmend erklärt, daß zu die­
sem Zeitpunkt der Zeitwert 74 Prozent des Neupreises be­
tragen habe. Hiervon ist auszugehen-.

Allerdings ist der Neupreis nicht der Rechnungsbetrag in

Höhe von 25 238 M, weil darin auch der Betrag für die Kfz- 
Steuer und -Haftpflichtversicherung und die Zulassungs­
gebühr in Höhe von. insgesamt rund 600 M enthalten sind. 
Der Kläger kann deshalb berechtigt nur 74 Prozent von 
24 638 M, mithin 18 232 M, nebst Verzugszinsen fordern, die 
er ab Klageerhebung geltend gemacht hat. Richtig ist das 
Kreisgericht insoweit davon ausgegangen, daß es in diesem 
Zusammenhang nicht auf den Tag der Klageeinreichung, son­
dern, der Klagezustellung ankommt. Sie ist am 20. November 
1987 erfolgt, so daß gemäß § 470 Abs. 1 Satz 1 ZGB der Zins­
anspruch ab 21. November 1987 begründet ist.

Aus diesen Gründen war gemäß § 162 Abs. 1 ZPO auf den 
Kassationsantrag das Urteil des Kreisgerichts aufzuheben und 
der Verklagte im Wege der Selbstentscheidung zur Zahlung 
von 18 232 M nebst 4 Prozent Zinsen ab 21. November 1987 
an den Kläger zu verurteilen. Im übrigen war die Klage ab­
zuweisen.

§§ 2 Abs. 2, 45 Abs. 3 ZPO.
Eine Klage ist abzuweisen, wenn der Sachverhalt, auf des­
sen Grundlage der Anspruch (hier: Feststellungsanspruch 
über das Bestehen eines Herausgebervertrages) geltend ge­
macht wird, nicht beweisbar ist.
OG, Beschluß vom 2. Juni 1989 — 1 OPB 2/89.

Zwischen den Prozeßparteien wurde im Jahre 1977 ein Ver- 
iagsvertrag über die Herausgabe eines vom Kläger geschaf­
fenen B.-Albums im Umfang von 250 Seiten geschlossen, der 
vom Verklagten (Verlag) im April und vom Kläger -im August 
1977 unterschrieben wurde.

Der Kläger hat vorgetragen: Im Jahre 1977 hätte außer­
dem zwischen den Prozeßparteien ein Vertrag über die Her­
ausgabe eines B.-Albums im Umfang von 500 Seiten bestan­
den, den er damals auf Anforderung an eine Mitarbeiterin 
des Verklagten zurückgegeben habe, die erklärt hätte, daß in­
folge veränderter Realisierungsmöglichkeiten terminliche Än­
derungen vargenommen werden müßten. Später sei ihm dann 
die Herausgabe des 250 Seiten umfassenden Albums angebo- 
ten und dieses Angebot von ihm angenommen worden, ohne 
daß er damit beabsichtigt habe, seine Ansprüche auf den 
größeren Band auf der Grundlage des Vertrages aufzugeben. 
Der Verklagte bestreite jedoch die Existenz des Vertrages.

Der Kläger hat beantragt festzustellen, daß zwischen ihm 
und dem Verklagten ein Herausgebervertrag bestanden hat 
und besteht, der im ersten Halbjahr 1977 geschlossen wurde 
und ein großes B.-Album mit einem Umfang von 500 Seiten 
zum Gegenstand hat.

Der Verklagte hat Klageabweisung beantragt und dazu 
vorgetragen: Einen Vertrag über einen Band mit 500 Seiten 
habe es nicht gegeben, sondern nur den unstrittig 1977 ge­
schlossenen Vertrag über den Band geringeren Umfangs. Es 
habe lediglich Überlegungen gegeben, den Kläger mit der 
Herausgabe eines großen Bandes zu betrauen.

Das Bezirksgericht hat die Klage abgewiesen. Dazu hat es 
im wesentlichen ausgeführt: Zwischen den Prozeßparteien 
sei kein Vertrag mit dem vom Kläger behaupteten Inhalt 
geschlossen worden. Das ergebe sich insbesondere aus der 
Aussage des Zeugen W., die durch die Aussagen der anderen 
Zeugen nicht widerlegt worden sei.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt. Er 
hat dazu vorgetragen: Das Urteil stütze sich auf Aussagen 
von Zeugen, die vom Verklagten benannt worden seien und 
ihm nahestünden. Einige dieser Zeugen wüßten von der Exi­
stenz des Vertrages. Er zweifele daher deren Aussagen als 
ausreichende Beweisgrundlage an und habe sich um die Er­
mittlung anderer Zeugen bemüht, die sich jedoch an Einzel­
heiten, insbesondere zu der Frage, welcher Vertrag 1977 im 
Verlag Vorgelegen habe, jetzt nicht mehr erinnern könnten. 
Er habe erst im November 1980 erfahren, daß der Verklagte 
ihn das große B.-Album nicht herausgeben lassen wolle.

Die Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht hat seine Entscheidung auf der Grund­
lage einer'ausreichenden Sachaufklärung vorgenommen, die 
den gesetzlichen Anforderungen gemäß §§ 2 Abs. 2, 45 Abs. 3 
ZPO gerecht wird.

Gestützt auf die Aussagen der vernommenen Zeugen, war 
für die Feststellung des Bestehens eines Vertrages zwischen 
den Prozeßparteien über die Herausgabe eines großen B.-Al-


